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Stadtverwaltung Eisenach
Berichtsvorlage

Dezernat Amt Aktenzeichen
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Betreff

Eilentscheidung der Oberbiirgermeisterin nach § 30 ThiirKO: Genehmigung
einer uberplanmaRigen Ausgabe bei der HH-Stelle 90000.845000

Beratungsfolge Sitzung | Sitzungstermin

Stadtrat der Stadt Eisenach O 05.09.2017

Finanzielle Auswirkungen

L] keine haushaltsmaRige Beriihrung
|:| Einnahmen Haushaltsstelle:
|X| Ausgaben Haushaltsstelle: 90000.845000

HH-Mittel Lt. HH bzw. NTHH d. Ifd. Haushaltausgaberest insgesamt
Jahres (aktueller Stand) -EUR- -EUR- -EUR-
HH/JR 295.000
Inanspruchnahme
.. verausgabt 278.111
.. vorgemerkt
= verfiigbar 16.889

Frithere Beschliisse
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Seite: 2

Sachverhalt:

Die Oberblrgermeisterin hat am 27.07.2017 gemal § 30 Thiringer Kommunalordnung
(TharKO) eine Eilentscheidung Uber eine Uberplanmaflige Ausgabe in der Haushaltsstelle
90000.845000 — Zinsen fur Steuererstattungen i.H.v. 230.000 € getroffen. In der Sitzung des
Haupt- und Finanzausschusses am 18.07.2017 hat sie darUber informiert, dass dieses
Vorgehen zur Vermeidung weiterer Zinszahlungen bis zur planmaRigen Sitzung des
Stadtrates am 05.09.2017 gewahlt werden soll. Gegen das beabsichtigte Vorgehen wurden
seitens der Ausschussmitglieder keine Einwande erhoben.

Die Verzinsung von Steuererstattungen erfolgt nach § 233 a Abgabenordnung (AO).
MaRgebend fur die Berechnung ist eine negative Differenz zwischen der
Gewerbesteuerfestsetzung auf der Grundlage des aktuellen Gewerbesteuermessbescheides
und der bisher festgesetzten Gewerbesteuervorauszahlung bzw. —veranlagung.

Der Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, indem die Steuer
entstanden ist. Die Zinsen betragen fir jeden Monat 0,5 Prozent und sind von dem Tag an
zu zahlen, an dem der Zinslauf beginnt (§ 238 AO).

Die Steuerfestsetzung durch die Stadt Eisenach ist an die Grundlagenbescheide der
jeweiligen Betriebsfinanzamter gebunden.

Die Hohe des Differenzbetrages zwischen Veranlagung und Vorauszahlung bzw. bisher
festgesetzter Veranlagung sowie der Zeitpunkt der Veranlagung sind nicht steuerbar, so
dass bei dieser Haushaltsstelle immer Planabweichungen mdglich sind.

Ende Juni 2017 sind flr zwei Unternehmen geanderte Grundlagenbescheide des
Finanzamtes fir die Veranlagungsjahre 2001 ff. mit Erstattungsanspriichen ergangen, die
wegen der Lange des Zinslaufes (Beginn fur das Jahr 2001 am 01.04.2003 mit einer Laufzeit
von 171 Monaten) eine Zinshdohe von insgesamt ca. 230.000 € nach sich ziehen.

Die Ursache fir die Anderung der Gewerbesteuermessbetrdge wurde beim jeweils
zustandigen Betriebsfinanzamt erfragt. In beiden Fallen waren Rechtsbehelfsverfahren zur
Gewinnermittlung der Jahre 2001 ff. beim Finanzamt anhangig. Entsprechend den Urteilen
des EuGH und des BFH wurden diese Widerspruchsverfahren nunmehr abschlieend vom
Finanzamt beschieden. Die Berlcksichtigung negativer Aktiengewinne sowie die
Gewerbesteuerfreiheit von Schachteldividenden fuhrt zu einer Reduzierung der Gewinne
damit auch zu einer Reduzierung des Gewerbesteuermessbetrages und folglich zu einer
Minderung der Gewerbesteuer.

Zinsen flr Steuererstattungen sind im § 233 a AO gesetzlich festgeschrieben und damit
unabweisbar.

Jede Verzoégerung in der Bearbeitung verlangert den Zinslauf und bedingt hohere
Erstattungszinsen. Im vorliegenden Fall erhdhen sich die zu erstattenden Zinsen monatlich
um ca. 2.000,00 €.

Deshalb war die Eilentscheidung durch die Oberburgermeisterin geboten.

Die Deckung dieser Mehrausgabe ist durch die Mehreinnahmen in der Haushaltsstelle

90000.003000 Gewerbesteuer gewahrleistet.

gez. Katja Wolf
Oberburgermeisterin



	Sachverhalt
	Ostatus
	Datum
	Typ
	Beratungsfolge
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Kontrollkästchen3
	DocVersion
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

